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Der G20-Gipfel in Pittsburgh (USA)

Der Kampf gegen die Arbeitslosigkeit 
muss höchste Priorität haben
Der G20-Gipfel von Pittsburgh ist ein zusätzlicher Schritt in Richtung einer willkommenen stärkeren Lenkung der Wirtschaft und der Finanzen. Das Streben der G20-Länder, ihre öffentlichen Ausgaben bis zum Eintritt eines dauerhaften Aufschwungs anzukurbeln, ist die Grundvoraussetzung für Verbesserungen auf dem Arbeitsmarkt und im Kampf gegen die Arbeitslosigkeit.
Als Folge des G20-Treffens, das am 24. und 25. September in Pittsburgh stattgefunden hat und an dem die Spitzen der führenden Industrienationen und der grossen Schwellenländer teilgenommen haben, ist eine neue Weltwirt​schaftsarchitektur am Entstehen. Zu begrüssen ist, dass die G20 die G8 ablösen; die G8 umfassten nur die grossen Industriestaaten und übten keinen reellen oder zwingenden Einfluss auf die Lenkung der Weltwirtschaft aus. In Zukunft dürften auch die Bedürfnisse der Schwellenländer und der in Entwicklung befindlichen Länder Berücksichtigung finden, was sich positiv auf die weltweite Entwicklung und die Verteilung der Gewinne aus dem Wirt​schaftswachstum auswirken wird.
Anlässlich des G20-Gipfels in Pittsburgh hat die internationale Gewerkschaftsbewegung eine Erklärung veröffentlicht und diese den Regierungschefs der G20-Länder übergeben. Diese Erklärung unterstreicht die Notwendigkeit, dass der G20-Gipfel auch ein „Beschäftigungs-Gipfel“ sein muss. Ein sofortiges Handeln der Mitglieder des G20 ist not​wendig, damit die anlässlich des Londoner Gipfels im April 2009 eingegangenen Verpflichtungen für eine Stimulierung der Wirtschaft umgesetzt werden, wobei der Schwerpunkt auf den Erhalt und die Schaffung von Arbeitsplätzen sowie auf die soziale Sicherheit und Investitionen in die ökolo​gische Wirtschaft liegen muss. Die Erklärung fordert zudem die Schaffung einer Arbeitsgruppe für Beschäftigung und die Umsetzung des globalen Paktes für Beschäftigung, der von der IAO ausgehandelt worden ist. Es sind zudem Sofortmassnahmen für die Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit zu treffen.
Die Arbeitslosigkeit als grösste Bedrohung für einen nachhaltigen Aufschwung 

Die Arbeitslosigkeit stellt in der Tat die grösste Bedrohung für den wirtschaftlichen Auf​schwung dar. Und das Schlimmste steht uns noch bevor: Die Internationale Arbeitsorga​nisation (IAO) geht davon aus, dass bis zum Jahresende weltweit 59 Millionen Personen mehr arbeitslos sein werden. 
Ermutigend ist, dass sich die Regierungschefs der G20-Länder dazu verpflichtet haben, in ihren Stimulierungsprogrammen der Schaffung von menschenwürdigen Arbeitsplätzen den zentralen Stellenwert einzuräumen und der IAO dabei eine wichtige Rolle zugestehen. Für Anfang 2010 ist übrigens ein Treffen der Wirtschaftsminister der G20-Länder anberaumt, dessen Haupt​thema die Umsetzung des globalen Beschäftigungspaktes der IAO ist. Es ist unabdingbar, dass die internationale Gewerkschaftsbewegung an diesen Diskussionen teilnimmt, um die Entscheidungen beeinflussen zu können.
Die Umsetzung des globalen Paktes für Beschäftigung wird es uns ermöglichen, die Krise koordiniert und auf Weltebene zu bekämpfen, was die Situation auf den Arbeitsmärkten in verschiedenen Ländern verbessern wird. Die Nachfrage wird angekurbelt werden, wovon Länder wie die Schweiz, deren Wirtschaft in  hohem Masse vom Ausland abhängt, profitieren werden. 
Um die Stimulierungspläne und die damit verbundenen wachsenden öffentlichen Schulden zu finanzieren, muss eine progressive Steuerreform an die Stelle der strengen Sparprogramme treten, die in einigen Ländern immer noch gelten und die die Krise nur verstärken.

Für die Boni der Banken müssen Höchstbeträge festgelegt werden, eine Kontrolle reicht nicht aus!

Abgesehen von der Beschäftigungsfrage, drehte sich das G20-Treffen vor allem um eine ver​schärfte Regulierung der Finanzmärkte. Das Gremium für Finanzstabilität (Financial Stability Board FSB), das anlässlich des Londoner Gipfeltreffens im April gegründet wurde, spielt hier die entschei​dende Rolle. Diese Organisation vereinigt die Überwachungsorgane sowie die Zentralbanken von 24 Ländern, darunter auch jene Schweiz. Es ist bedauerlich, dass zwar Richtlinien für die Regulierung der Boni erlassen, aber keine Höchstbeträge festgelegt wurden. Bedauerlich ist auch, dass die Banken nach wie vor einen so grossen Einfluss in diesen Fragen ausüben können, obwohl gerade sie die Hauptverursacher der dramatischen Finanzkrise sind, die die Welt in die schlimmste Rezession seit 1945 geführt hat.
Der Internationale Währungsfonds (IWF) fördert die Krise

Kritisch beurteilt werden muss auch die geplante Verstärkung des Internationalen Währungsfonds (IWF), auch wenn eine (sehr bescheidene) Umverteilung der Stimmen stattfinden soll, um die Schwellenländer besser zu berücksichtigen. Es gibt keine Anzeichen dafür, dass der IWF seine prozyklische Finanzpolitik aufgeben will, die die Krise eher ver​stärkt als dämpft.  So wird die Regierung Ungarns, die um eine Anleihe beim IWF nachgesucht hat, aufgefordert, das Haushaltsdefizit auf 2,5 Prozent des BIP von 2009 zu reduzie​ren, obwohl die Wirtschaft um 6,7 Prozent geschrumpft ist (das amerika​nische Haushaltsdefizit liegt bei 11,3 Prozent des BIP). Auch der Ukraine hat der IWF Haushaltseinspa​rungen verordnet, obwohl ihr BIP dieses Jahr um etwa 9 Prozent zurückgehen wird und die Staats​verschuldung dieses Landes nur 10,6 Prozent des BIP beträgt (in den USA sind es bald 90 Prozent!).
Während die reichen Länder, Hauptaktionäre des IWF, umfangreiche Pläne zur Ankurbelung der Wirtschaft entwickeln, untersagen sie den Schwellenländern, gleiches zu tun … Wir sollten uns tatsächlich überlegen, den IWF abzuschaffen, wenn dieser seine Milliardenkredite an die Bedingung knüpft, dass die antragstellenden Länder ihre Wirtschaft und damit die Arbeitsplätze um die fast gleich hohe Summe beschneiden … Werden damit nicht riesige Geldsummen verschleudert, die ander​weitig sinnvoller eingesetzt werden könnten?
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